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europäische Gemeinschaft.  

Nach unserer Sondersitzung und 

der kommenden Sitzungswoche 

werde ich ausführlicher auf diese 

Thematik eingehen.  

Zudem wurde ein von mir geschrie-

bener Antrag zur 

„Weiterentwicklung der europäi-

schen Binnenmarktstrategie“ in  

die Plenumsdebatte eingebracht.  

Ich bin mir sicher, dass dies nicht 

der Auslöser für das Brexit-Votum 

der Briten war.  

Aber Scherz beiseite: 

Welch´ trauriger Tag für unsere 

Liebe Leserinnen und Leser, 

die zurückliegende Sitzungswoche 

war noch hektischer als sonst.  

Das lag zum einen an der Einbrin-

gung zweier Gesetzesentwürfe, die 

federführend in meinem Wirt-

schafts– und Energieausschuss 

beraten werden: zum EEG und 

Fracking.  

 

Ernährungspolitischer Bericht 2016 

H ätten Sie gedacht, dass in 

Deutschland 160.000 ver-

schiedene Lebensmittelprodukte in 

den Ladenregalen stehen? Ver-

braucherinnen und Verbraucher er-

warten zu Recht, dass unsere Le-

bensmittel gesundheitlich unbe-

denklich und qualitativ hochwertig 

sind. Zudem brauchen sie genü-

gend Informationen, um die für sie 

richtige Auswahl treffen zu können.  

Das betrifft nicht nur Allergiker, 

sondern alle, die sich gesund und 

ausgewogen ernähren wollen.  

Der jetzt von der Bundesregierung 

vorgelegte Ernährungspolitische 

Bericht 2016, der erste in diesem 

Format,  enthält eine umfassende 

Bestandsaufnahme für die Berei-

che Ernährung und gesundheitli-

cher Verbraucherschutz. Themen 

sind u.a. die Ernährungssicherung 

der Menschen in Deutschland, Eu-

ropa und in der Welt, Lebensmittel-

sicherheit, Schutz vor Irreführung 

der Verbraucher, Nachhaltigkeit im 

Konsum, Ernährungsbildung und -

information sowie Ernährungsprä-

vention zur Förderung eines ge-

sunden und ausgewogenen Le-

bensstils. 

Der Bericht umfasst auch alle Ziele 

und Maßnahmen des Bundes in 

diesem Politikfeld bis einschließlich 

2017. Zusammenfassend kann 

man sagen: Wir sind im Sinne des 

Verbrauchers auf einem guten 

Weg. Beispiele hierfür sind die Vor-

schriften zur Kennzeichnung von 

Lebensmittelimitaten sowie die 

Pflicht, die 14 Hauptallergene auf 

der Verpackung hervorzuheben. 

Viele weitere Aspekte können Sie 

auf der Internetseite des Ministeri-

ums nachlesen.                          

Die Themen „Landwirtschaft und Ernährung“  kamen auch beim plattdeutschen 

Frühschoppen des Ortslandvolkverbands Hurrel zur Sprache: (von links) Bürger-

meister Holger Lebedinzew, Franz-Josef Holzenkamp, Wilfried Wieting und Edo 

Schweers.  Bild: privat 

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Ernaehrung/Lebensmittelsicherheit/Ern%C3%A4hrungsbericht.html;jsessionid=2B037E3A3423CAB0817D5BC20CC72A1F.2_cid376
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Fracking wird strenger reglementiert  

I n der vergangenen Woche hat 

man sich im Bund, nach langen 

Verhandlungen, auf einen Gesetz-

entwurf in Sachen „Fracking“ geei-

nigt. Fracking ist eine Methode zur 

Gewinnung von Erdgas. Es soll hel-

fen, möglichst viel Gas aus Lager-

stätten zu pressen. Je nach Ge-

steinsart und Lagervorkommen 

reicht das Bohren in Kombination 

von unterirdischen Sprengungen, 

das seit den 60iger Jahre –meist in 

Sandstein– in Niedersachsen statt-

findet, (konventionelles Fracking) 

nicht aus. Deshalb wird beim unkon-

ventionellen Fracking unter hohem 

Druck zusätzlich ein Frac-Fluid inji-

ziert. Da die Folgen dieses Verfah-

rens noch nicht ausreichend er-

forscht sind, gab es viele kritische 

Stimmen im Wahlkreis. Leider wur-

de bei der Diskussion nicht nach 

dem Fracking-Verfahren unterschie-

den, sondern ein generelles Verbot 

gefordert. Ich persönlich glaube, 

dass wir mit dem jetzt auf den Weg 

gebrachten Entwurf einen sachge-

mäßen Kompromiss erzielt haben; 

deshalb habe ich auch zugestimmt. 

Das Gesetz wurde auch notwen-

dig, weil es bisher keinerlei Rege-

lungen gibt und die Erdgas fördern-

de Industrie sich auf freiwilligen 

Regeln (Fracking-Moratorium) be-

zieht bzw. bisher die Bergbaube-

hörden nach Bergbaurecht ent-

schieden haben. Das neue Gesetz 

soll deshalb den Unternehmen 

Rechtssicherheit und den Bürgern 

Schutz bieten. Unkonventionelles 

Fracking soll bis auf wissenschaftli-

che Probebohrungen ganz verbo-

ten werden! Das Verbot ist unbe-

fristet, wird vom Bundestag 2021 

jedoch auf seine Richtigkeit über-

prüft. Bis dahin dürfen Probeboh-

rungen nur bei Zustimmung der je-

weiligen Landesregierung stattfin-

den. Ich bin sehr gespannt, wie der 

niedersächsische Wirtschaftsminis-

ter mit diesem Gestaltungsrahmen 

umgeht. Konventionelles Fracking 

 standes und der Familienunterneh-

men am Ende Arbeitsplätze kosten. 

Daher war uns wichtig, dass dieje-

nigen bei der Steuer begünstigt 

werden, die Verantwortung für den 

Betrieb und die Mitarbeiterschaft 

übernehmen und dies auch bele-

gen können. Diesem Grundsatz 

entsprach auch das Gericht im 

Kern: Die meisten Änderungen er-

geben sich deshalb für große Un-

ternehmen mit einem Wert von 

über 26 Millionen Euro. Hier gibt es 

künftig die Wahl zwischen einer 

Verschonungsbedarfsprüfung und 

einem Verschonungsabschlag. Bei 

der Bedarfsprüfung muss belegt 

werden, dass das hälftige Privat-

vermögen nicht ausreicht, um die 

Steuerschuld zu zahlen und man 

deshalb ans Betriebsvermögen 

müsste. Alternativ kann man auf 

diese Prüfung verzichten und einen 

pauschalen Abschlag wählen. Die-

ser sinkt mit steigendem Wert und 

ist bis zu einem Unternehmenswert 

von maximal 90 Millionen Euro 

möglich. Auch bei den Nachweis-

pflichten zum Arbeitsplatzerhalt ha-

ben wir auf eine mittelstandsfreund-

liche Änderung hingewirkt:  

Betriebe bis zu fünf Mitarbeitern 

sind weiterhin von den bürokrati-

schen Nachweispflichten befreit.  

Davon profitieren v.a. Handwerks-

unternehmen. Dennoch wird die 

Erbschaftssteuer gemäß Gerichts-

vorgabe verschärft: Die Bundesre-

gierung erwartet langfristig jährliche 

Mehreinnahmen von 900 Millionen 

Euro. Das Gesetz braucht die Zu-

stimmung des Bundesrates. Hier  

muss die SPD, insbesondere 

Finanzminister Schneider Farbe be-

kennen.   

bleibt hingegen erlaubt, jedoch un-

ter verschärften Gesichtspunkten. 

Gefrackt darf weder an Trinkwas-

serentnahmestellen noch an Was-

serschutz– und Heilquellenschutz-

gebieten sowie in Naturschutzge-

bieten. Dies gibt unserer Landwirt-

schaft, unseren Brunnenbetreibern 

und unseren Bürgern die notwendi-

ge Sicherheit. Auch die zusätzli-

chen Regelungen zu Haftungsfra-

gen bei Schäden, insbesondere die 

Beweislastumkehr, ist eine wichtige 

Neuerung, die wir ohne unser En-

gagement nicht erreicht hätten. In 

einer Gemeinde zu Hause, die seit 

Jahrzehnten von der Erdgasförde-

rung profitiert, schätze ich das En-

gagement und auch die Offenheit 

der Exxon-Vertreter hoch ein. Viel-

leicht ist es gerade der regelmäßige 

Dialog und Informationsaustausch, 

der für unsere Bürger eine sachli-

che Diskussion möglich macht.  

In meinen Augen beispielhaft für 

andere Regionen. 

Nach der ersten Beratung im Sep-

tember 2015 beschlossen wir in der 

vergangenen Woche nun das Ge-

setz zur Anpassung des Erbschafts-

teuer- und Schenkungssteuergeset-

zes an die Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts. Damit 

werden die Vorgaben des Bundes-

verfassungsgerichtsurteils vom 17. 

Dezember 2014 rechtlich umge-

setzt. Die Richterinnen und Richter 

kritisierten v.a. die zu großzügig be-

messenen Verschonungsregeln für 

Betriebsvermögen. Seitens der Uni-

on hatten wir immer wieder die be-

sondere Belastung familiengeführter 

und mittelständischer Unternehmen 

durch die Erbschaftssteuer betont: 

Hier entzieht die Steuer bei einem 

Generationenwechsel große Teile 

des Betriebsvermögens, die für In-

vestitionen und neues Personal feh-

len. Das kann im Land des Mittel-

Erbschaftssteuer wird reformiert! 
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Sommerpause in den Wahlkreisbüros 

 

Ein tolles Ausflugsziel 

A nfang Juli gibt es in Berlin noch 

eine Sitzungswoche des Bun-

destags, bevor die parlamentarische 

Debattenpause beginnt. Damit geht 

auch ein spannendes 1. Halbjahr mit 

vielen wichtigen Themen und inte-

ressanten Begegnungen zu Ende. 

Für die Sommerpause stehen außer 

dem Urlaub mit meiner Familie auch 

schon wieder viele Termine im Wahl-

kreis in meinem Kalender.  

Da ich zur Kommunalwahl am  

11.09.2016 zudem wieder als Kandi-

datin für den Gemeinderat und 

Kreistag nominiert wurde, werde ich 

in den nächsten Wochen verstärkt 

den persönlichen Kontakt mit den 

Menschen suchen und meine Kolle-

gen im Kommunalwahlkampf unter-

stützen. Natürlich können Sie mich 

und mein Team auch in den Som-

merferien erreichen, obwohl die 

Mitarbeiter in den beiden Bürgerbü-

ros bereits jetzt, bis einschließlich 

13. Juli 2016, im wohlverdienten 

Urlaub sind. In dieser Zeit ist mein 

Büro in Berlin aber besetzt. So 

können Sie stets den Kontakt mit 

mir halten. Ansonsten wünsche ich 

Ihnen allen 

„Einen schönen Sommer“!  

Unterwegs: 

 30.06.2016  -  Tag der kleinen 

Forscher, Kindergarten „Die 

Arche“ in Delmenhorst 

 01.07.2016 — Gespräch im 

Jobcenter Wesermarsch in 

Brake zum Thema Langzeit-

arbeitslosigkeit 

 03.07.2016 — Sportfest SV 

Rittrum 

Astrid Grotelüschen MdB 

Berliner Büro 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

E-Mail: astrid.grotelueschen@bundestag.de 

Tel.: +49 30 227-74607 

Fax: +49 30 227-76608 

Bürgerbüro 

Zwischenbrücken 5b 

27793 Wildeshausen 

E-Mail: astrid.grotelueschen.ma07@bundestag.de 

Tel.: +49 4431 9554526 

Fax: +49 4431 9554527 

Bürgerbüro 

Lange Straße 62 

27804 Berne 

E-Mail: astrid.grotelueschen.ma06@bundestag.de 

Tel.: +49 4406 9729966 

Fax: +49 4406 9729969 

Küste, Hochsee, 

Tiefsee oder Eis-

meer und in die 

Arbeit von For-

schern. Ich war 

bereits in Berlin, 

auf der Spree an 

Bord des 100 Me-

ter langen Fracht-

schiffs, das jetzt 

durch ganz 

Deutschland tourt. 

Ich kann nur sa-

gen: Es ist ein inte-

ressantes Aus-

flugsziel mit toller Atmosphäre direkt 

auf dem Wasser. Nähere Informatio-

nen gibt es auch im Internet unter: 

https://ms-wissenschaft.de 

Daten und Fakten 

Syrische Flüchtlinge in der Türkei 

Nach Angaben der türkischen Kata-

strophenschutzbehörde (AFAD) ha-

ben sich Anfang Mai knapp 2,75 

Millionen syrische Flüchtlinge in der 

Türkei aufgehalten. Laut Angaben 

der Bundesregierung sind in den 26 

staatlichen Flüchtlingslagern der 

Türkei derzeit mehr als 260.000 syri-

sche Flüchtlinge untergebracht. Dar-

über hinaus gibt es eine unbekannte 

Anzahl kommunaler Lager insbe-

sondere im Südosten der Türkei. 

„Die türkische Bevölkerung zeigt 

sich auch im sechsten Jahr der 

Flüchtlingskrise ganz überwiegend 

tolerant gegenüber syrischen Flücht-

lingen", heißt es in dem Bericht der    

Bundesregierung.  

E intauchen in 

die geheim-

nisvolle Welt der 

Meere und Ozea-

ne – das ist schon 

bald direkt an der 

Kaje in Elsfleth 

möglich: Das Aus-

stellungsschiff „MS 

Wissenschaft“ des 

Bundesministeri-

ums für Bildung 

und Forschung 

(BMBF) macht 

dort am Sonn-

abend und Sonntag, 9. und 10. 

Juli, Station. Auf dem Schiff gibt es 

interessante Einblicke in die Was-

serwelten, in die Lebensräume 


